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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.02.2017
SAMUEL BERNET

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Industrie, Handel und Unternehmer

Die Niederlage in der Abstimmung Uber die Unternehmenssteuerreform Il (USR IlI)
brachte die kampagnenfiihrenden Wirtschaftsverbande, insbesondere
Economiesuisse, politisch unter Druck. Im Interview mit dem «Blick» eine Woche nach
der Abstimmung distanzierte sich FDP-Parteipréasidentin Petra Gossi, deren Partei sich
neben dem SGV und Economiesuisse zuvorderst an der Ja-Kampagne zur USR-III-
Abstimmung beteiligt hatte, deutlich von den Wirtschaftsverbanden. Einzelne
Wirtschaftsverbande hatten in der Bevolkerung kein gutes Ansehen mehr, schlimmer sei
aber, dass die Verbande zwar «reichlich Geld», aber das Gespur verloren hatten, «von
wo der politische Wind weht». Das fehlende politische Gesplr verortete Gdssi im
Versagen von Economiesuisse, ein Bindeglied zwischen Politik und Wirtschaft zu sein
und auch Missstdnde in der Wirtschaft aufzeigen zu kénnen. «Warum verdient zum
Beispiel ein Manager Abermillionen, wenn das Unternehmen gleichzeitig Verluste
einfahrte», fragte Gossi rhetorisch und antwortete gleich selbst, dass dies «kein
Mensch» verstehe. Auch zeigte sie sich enttduscht, dass ihre Partei in der
Abstimmungskampagne zu wenig zu Wort gekommen sei. «Eine Kampagne wie bei der
Unternehmenssteuerreform Il wird es mit der FDP nicht mehr geben», schlussfolgerte
Gossi. In Zukunft sehe sie keinen anderen Weg, als dass in Abstimmungskampagnen die
Parteien wieder die Flhrung tbernehmen mussten. In der «Schweiz am Sonntag» griff
auch Ulrich Giezendanner (svp, AG) die FUhrung von Economiesuisse an. Er
beanstandete, dass der Wirtschaftsverband im Parlament an Bedeutung verliere und
dessen Prasident Heinz Karrer und die Direktorin Monika Ruhl 6ffentlich zu wenig
prasent seien, um das Vertrauen der Bevdlkerung gewinnen zu kénnen. Giezendanner
forderte die Absetzung der Economiesuisse-Fihrung, musste sich aber im Gegenzug
den Vorwurf gefallen lassen, dass er sich als SVP-Politiker eine europapolitisch
kritischere Verbandsspitze winsche und ihm ein Wechsel im Fuhrungsstab in dieser
Hinsicht gelegen kame. Giezendanner forderte jedoch auch, dass die
Kampagnenfihrung vom Dachverband getrennt werden solle - eine Idee, die der
ehemalige Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz, nach der USR-III-Abstimmung
in der NZZ aufgeworfen hatte. Bis im Jahr 2000 habe es neben Economiesuisse, dem
Arbeitgeberverband und dem SGV noch die «Wirtschaftsforderung» als
Kampagnenorganisation der Wirtschaftsverbande gegeben. Wirden das Lobbying und
die Kampagnenfuhrung eines Wirtschaftsverbandes nicht getrennt, kdnnten sie sich
gegenseitig beschéadigen, so Schwarz, weil Lobbying persdnliche Kontakte und grosse
Detailgenauigkeit in politischen Geschéaften erfordere, die Kampagne hingegen
Massenkommunikation sei und meist Vereinfachungen verlange. In der
«Nordwestschweiz» verwies der Mediensprecher von Economiesuisse darauf, dass man
im Verband eine Aufteilung von Lobbying und Kampagnenfihrung nach der verlorenen
Abzocker-Initiative ernsthaft gepruft habe und damals zum Schluss gekommen sei, die
beiden Bereiche nur intern zu trennen. Bei der Analyse der USR lll werde dies aber
erneut Thema sein. Monika Ruhl und Heinz Karrer verwiesen nach der Abstimmung
darauf, dass man die Kampagne noch sorgféltig analysieren misse. Sicher wolle man bei
zukUnftigen Kampagnen vermehrt die persoénliche Betroffenheit bei den Stimmburgern
aufzeigen, so wie dies den Gegnern der USR Il gelungen sei, so Ruhl in der Luzerner
Zeitung. Aber auch das Economiesuisse-Projekt «Wirtschaft und Gesellschaft», mit
welchem Economiesuisse seit zwei Jahren versucht, den Dialog zur Bevdlkerung
herzustellen, musse fortgefuhrt werden. Heinz Karrer gab in der Basler Zeitung zu
bedenken, dass Auftritte von Personlichkeiten wie alt Bundesratin Eveline Widmer-
Schlumpf und der ehemalige Solothurner FDP-Regierungsrat Christian Wanner
ebenfalls das Abstimmungsresultat beeinflusst haben dirften und die Niederlage nicht
alleine auf Fehler in der Kampagnenfuhrung zurlckzufihren sei. Ein Rucktritt
seinerseits sei derzeit kein Thema. '
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2016
SAMUEL BERNET

Landwirtschaft

Nachdem der Lobbyismus des Bauernverbands bereits 2015 Gegenstand von Kritik war,
liessen diverse Schweizer Medien auch 2016 nicht davon ab. Stein des Anstosses war die
Zustimmung des Nationalrats in der Sondersession Ende April zu einem umstrittenen
Gesetzesentwurf, der Bauern beim Verkauf von Bauland steuerlich entlasten sollte. Eine
solche Regelung war bis 2011 in Kraft gewesen, bevor das Bundesgericht Ende 2011
entschied, dass Bauern Gewinne aus dem Verkauf von Bauland vollumfanglich
versteuern mussen. Der Schweizerische Bauernverband (SBV), allen voran dessen
Prasident Markus Ritter (cvp, SG), hatte vor der Abstimmung im Nationalrat intensiv fur
die Wiedereinfuhrung dieses Gesetzes geweibelt. Geméss Medienberichten entgingen
dem Bund insgesamt 400 Millionen Franken an Steuer- und AHV-Einnahmen, wenn das
Gesetz wieder eingeflihrt werden wirde.

Uberrascht tber den Entscheid des Nationalrats untersuchten die Medien in der Folge
die Einflussnahme Ritters auf seine Ratskollegen. Die CVP-Fraktion wirde merklich
ofter die Anliegen der Bauern unterstitzen seit Ritter 2012 Prasident des SBV wurde.
Damit sei eine ,Agrar-Allianz™ im Nationalrat entstanden, bestehend aus der CVP-, der
SVP- und der BDP-Fraktion, die im Nationalrat Gber eine Mehrheit verfigen. Durch das
Betreiben von Kuhhandel wiirden dabei unentschlossene Parlamentarier Uberzeugt: Die
Unternehmenssteuerreform Il sei von Ritter zuerst kritisiert worden, bevor er den
Wirtschaftsvertretern die Unterstitzung der Bauern zusicherte, um im Gegenzug deren
Stimmen fUr das eigene Anliegen zu erhalten. In einem Interview mit der Aargauer
Zeitung verteidigte sich der héchste Schweizer Bauer: Mit der steuerlichen Entlastung
fur Bauern, die ihr Bauland verkauften, solle eine Gleichbehandlung von Bauern,
Privatpersonen und Firmeninhabern geschaffen werden - etwas, das vom
Schweizerischen Gewerbeverband (SGV) jedoch bestritten wurde. Es sei zudem .kein
Selbstlaufer™, Politiker der CVP-, SVP- und BDP-Fraktionen, in denen die Bauern
allesamt nicht in der Mehrheit sind, von den Anliegen des Bauernverbands zu
Uberzeugen. Zum Vorwurf des Kuhhandels sagte Ritter, dass der Bauernverband
grundsatzlich jedes Geschaft einzeln prife und es dem Verband nicht um
Gegengeschafte gehe, sondern um ,das Finden von Mehrheiten™.

Standerate zeigten sich im Sommer jedoch sehr skeptisch gegentuber dem Entscheid
der grossen Kammer. Die Bauern wuirden ihren Rickhalt in der Bevolkerung
Uberschétzen, sagte Ruedi Noser (fdp, ZH) und Anita Fetz (sp, BS) unterstellte den
Bauernvertretern im Parlament, dass sie .unverfroren Uberall zugreifen®™. Auch die
Bauland-Afféare von Bundesrat Guy Parmelin (svp) dirfte zum schweren Stand des
Gesetzesvorhabens bei den Sténderaten beigetragen haben. Denn anfangs Mai enthdllte
der Blick, dass sich Parmelin im Bundesrat fur die Annahme des Gesetzes stark machte,
von dem er selber als Miteigentimer einer Baulandparzelle profitiert hatte. In der
Dezembersession beschloss der Standerat mit 27:12 Stimmen denn auch deutlich, nicht
auf die Vorlage einzutreten, womit das Geschéaft an den Nationalrat zurlickging. ?

10 TA, 9.2.17; AZ,13.2.17; BaZ, LZ, TA, 14.2.17; WW, 16.2.17; Blick, NZZ, 18.2.17; So-Bli, 19.2.17; Blick, 20.2.17; AZ, 21.2.17; TZ,
22.2.17; LZ, WW, 23.2.17; TA, 4.3.17: NZZ, 7.3.17
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